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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 120. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Donnerstag, den 12. März 1863. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Paris, 11. März. Prinz Reuß iſt nach Berlin abgereiſt. Die 
„France“ ſagt: Ruſſell habe an die Unterzeichner des wiener Vertra⸗ 
ges eine Oepeſche gerichtet, welche zur Ausführung des Artikels 1 der 
Schlußakte von 1815 in Bezug auf Polen zur diplomatiſchen Inter⸗ 
vention auffordert. Frankreich ſei mit England einverſtanden, Schwe⸗ 
den und Portugal hätten angenommen, Oeſterreich ſei geneigt, zuzu⸗ 
ſtimmen, Preußen und Spanien hätten noch nicht geantwortet. Baron 
von Budberg habe in einer Audienz beim Kaiſer im Namen Kaiſer 
Alexanders formelle Zuſicherungen von der Abſicht Rußlands, Polen 
durch Conceſſionen und ſichere Garantien zu beruhigen, gegeben. Fürſt 
Metternich würde morgen nach Wien reiſen. 

Wien, 11. März. Die „General⸗Correſpondenz für Oeſterreich“ 
glaubt, daß die Einberufung des ſiebenbürger Landtags ſpäteſtens zu 
Anfang April erſcheinen dürfte und daß auch in Betreff des ungari⸗ 
ſchen Landtages Entſchließungen bevorſtänden. 


Preuſfen. 
Landtags: Verhandlungen. 

23. Sitzung des Hanfes der Abgeordneten. (11. März). 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
Ache: Graf zur Lippe und einige Regierungs⸗Commiſſarlen, ſpäter Graf 
Eulenburg, v. Bodelſchwingb, Graf Itzenplitz. — Einige Urlaubs- 
geſuche werden genehmigt. Es ſind wiederum einige Reſolutionen eingegan⸗ 

en, welche ihre Zustimmung zu der würdigen Haltung des Hauſes aus; 

prechen. Die Commiſſion zur Berathung des Antrages Schulze (Berlin), 
Immermann, betreffend das Miniſterverantwortlichkeitgeſetz, hat ſich conftis 
tuirt. Sie befteht aus den Mitgliedern: Grote, Aßmann, Wachler Bank, 
Raſſow, v. Carlowitz, v. Kirchmann, Leue, v. Benda, Dr. Gneiſt, Mellien, 

Dr. Simſon, v. Herford. Vorſitzender iſt Dr. Simſon, Stellvertreter des 
Vorſitzenden v. Kirchmann, Schriftführer Raſſow, Stellvertreter des Schrift: 
führers Aßmann. ee 

Der Präſident des Herrenhauſes hat die beiden im Herrenhauſe ange⸗ 
nommenen Geſetzentwürfe über die Einführung der Konkursordnung im Bes 
reich des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein überſandt. Dieſelben werden einer 
beſondern Commiſſion überwieſen. — Der Präſident 185 ferner an, daß 
ihm die Nummer 9 des „Kleinen Reactionärs“ vom 28. Februar vorliege, 
welche wegen Beleidigung des Hauſes der Abgeordneten mit Beſchlag be⸗ 
legt ſei. Es befinden ſich in derſelben zwei Stellen, welche zur Beſchlag⸗ 
nahme Veranlaſſung gegeben haben: 1) Ueberſchrift: Empfehlenswerthe 
Einrichtung. Einige Zeitungen haben jetzt der Zeit⸗ und Raumerſparniß we⸗ 
gen die Einrichtung getroffen, nur die Anfangsbuchſtaben der Abgeordneten 
mitzutheilen. Das Malt ellt nun die Anfangsbuchſtaben der bedeutendſten 
Mitglieder des Hauſes ſo zuſammen, daß ſich die Worte: „Große Schuſte, 
ſteche Lumpen des preußiſchen Staats“ ergeben. 2) Reſolution: „In Er⸗ 
wägung, daß das Hans nicht mitwirken darf, den jetzigen budgetloſen Zu⸗ 
ſtand fortdauern zu laſſen, tritt das Haus in die Berathung des Etats für 

ein. Ja, ja, Berlin it ne jhöne Stadt, wenn man 3 Thlr. Diäten 
bat, ſonſt hat es weiter keinen Zweck.“ e 

Auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft, auf Grund des § 103 des 
Strafgeſetzbuches, die Ermächtigung des Hauſes zur strafrechtlichen Verfol⸗ 

ung der betreffenden Nummer des „Kleinen Reactionär“ einzuholen, hat der 

ARTE — Ku Schreiben an den Präſidenten die Ermächtigung des 

nachgeſucht. 
Der Pet ident iſt der Anſicht, daß jede Berathung über dieſen Gegen⸗ 
ſtand unter der Würde des Hauſes ſei und ſtellt den Antrag, das Haus 
möge ſofort beſchließen: „Die Genehmigung zur strafrechtlichen Verfolgung 
jener Nummer des „Kleinen Reactionär“ nicht zu ertheilen“. F 
Abg. Reichenſperger (Beckum) widerſpricht dieſem Untrage: Die 
Würde des Hauſes ſei kein ausreichendes Motiv, um daſſelbe nach Willkür 
beleidigen zu laſſen. Die Behörden des Landes, z. B. die großen Gericht: 
öfe, Nelken auch auf ihre Würde und ließen ſich doch nicht ungeſtraft be⸗ 
eidigen. Die Würde der Strafjuftiz verlange, daß man ſolche Präcedenz⸗ 
fälle nicht ſtatuire. ! 

Präſident: Da der Vorredner feinem Antrage widerſprochen, müſſe 
er abſtimmen laſſen, ob das Haus ſich für ſeine Anſicht entſcheide oder für 
die des Abg. Reichenſperger, welcher die Schlußberathung zu wünſchen 

eine. 

10 Nach einer kurzen Discuffion über die Geſchäftsordnung, welche nach der 
Anſicht des Abg. v. Vincke (Stargardt) durch das ſofortige Eintreten in 
die materielle Discuſſion verletzt iſt, wird der Antrag Reichenſperger mit 
großer Majorität verworfen (dafür nur die Katholiken und die Feudalen) 
und der des Präſidenten angenommen. x 

Der Juſtizminiſter überreicht einen Geſetzentwurf wegen Einführung 
des Allgemeinen Landrechts in einigen Ortſchaften der Provinz Poſen, in 
denen bisher noch das er rag Landrecht von 1721 galt. Die Vorlage 

eht an die Juſtizcommiſſion. : 

f 665 ter Genen der Tagesordnung find Wahlprüfungen. Die Wahl 
der Ab „Dr. Löwe und Voigtel werden für giltig erklärt. Es folgen 
Budgetberathungen. — Etat des Miniſteriums des Innern. — Die ( 7 
nahmen werden ohne Diskuſſion Be — Bei den Ausgaben Tit. 
„Statiſtiſches Bureau“ ergreift Abg. Dr. v. Bunſen das Wort: Es exiſtire 
eine ſtatiſtiſche Central⸗Commiſſion, ein ſtatiſtiſches Seminar, doch vermiſſe er 
jede Ausgabe für dieſe beiden Inſtitute im Etat. Ebenſo vermiſſe er jede 

ndeutung in Bezug auf die Koſten für den im nächſten Herbſt hier ſtatt⸗ 
findenden Hatifti en Congreß. Er frage deshalb, wie es zugehe, daß keine 
Mehrforderungen für dieſen Zweck im Budget zu el feien, — Der Mi⸗ 
niſter des Innern erwidert, daß die Ausgaben für die beiden erſten In⸗ 
ſtitute ſich unter den ſachlichen Ausgaben befänden, für den Congreß aber 
„ unter den „außerordentliche“ Ausgaben ſich eine Mehrforderung von 6000 
Thalern befinde. Bei Tit. 10, „landräthliche Behörden“, beantragt die 
Tommilſion die Streichung des Fonds von 3000 Thalern für perſönliche Zu⸗ 
lagen. — Der Regierungs⸗Commiſſarius bemerkt, daß das Beſtehen 75 

onds im dienſtlichen Intereſſe ſehr wünſchenswerth ſei. Die Gründe dafür 
Fan in den Erläuterungen zum Staatshaushalts⸗Etat ausführlich niederge⸗ 
legt. Die Staatsregierung habe das Syſtem der perſönlichen Zulagen im 
Allgemeinen bereits verlaſſen; das Haus habe aber anerkannt, daß in ge⸗ 
wiſſen Fällen Ausnahmen nothwendig ſeien und die Staatsregierung meine, 
daß hier ein ſolcher Ausnahmefall vorliege. — Der Berichterſtatter Abg. 
Klotz empfiehlt den Commiſſions⸗Antrag, weil die Commiſſion das Syſtem 
der perſönlichen Zulagen für verwerflich erachte. 

Der Commiflionsantrag wird angenommen. — Der Antrag der Com⸗ 
milfion: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, gegen die Regie⸗ 
rung die Erwartung auszusprechen, daß mit Ausnahme von Berlin und 
Poſen die königl. Polizei⸗Verwaltung, wo dieſelbe noch in größeren Städten 
beſteht, aufgehoben und den betreffenden Communen zurückgegeben werde, 
wird ohne Diskuſſion angenommen; ebenſo der Antrag: „die Staatsregie⸗ 
rung aufzufordern, bei der bevorſtehenden Reorganiſation der Polizeiverwal⸗ 
tung in Berlin, diejenigen Zweige der Polizeiverwaltung, welche nicht noth⸗ 
wendigerweiſe und allgemeiner Staatszwecke willen durch lönigl. Beamte zu 
verſehen find, an die Commune zu übertragen;“ desgleichen der Antrag: 
„die bei der berliner Polizeiverwaltung geforderten 600 Thlr., um 3 vor⸗ 
bandene Regierungsrathsſtellen auf den Durchſchnittsſatz von 1500 Thlr. zu 
erhöhen, zwar lien, zugleich aber die Erwartung auszusprechen, daß 
die 3 Stellen vom Jahre 1864 ab auf den Etat des Finanzminiſteriums 
Übertragen werden.“ Die Commiſſion beantragt ferner bei Tit. 19 den 
beimen onds“ mit 3500 Thlr. zu ſtreichen. — Abg. Reich enſperger 

Gum): Es ſei nach feiner Meinung taktiſch nicht richtig, wenn die Ma⸗ 
Jorſtät auch nur den Anſchein errege, als treibe fie tendentibſe Oppoſition, 
ale wolle das Haus der Regierung das Regieren überhaupt unmöglich 
machen Auch Sei es für gemiffe, wenn auch gegenwärtig noch nicht beionz 
ders wahrſcheinliche Eventualitäten der Zukunft, unklug. Würde einmal ein 
fortſchritlliches Ministerium eintreten, jo würde es ſofort die Nothwendigkeit 
der geheimen Fonds erkennen, wenn auch nur, um die im Finſtern ſchlei⸗ 


chende Reaction zu bekämpfen. (Heiterkeit.) Als pures Vertrauensvotum 
dann jene Summe zu verlangen, werde doch nicht angehen. Er glaube an 
die europäiſche Revolution, an die geheimen Comite's, ja er glaube, wenn 
man dies auch Aberglauben nennen werde, daß dieſe gehelmen Comite's 
über Fonds disponiren, gegen welche die 35,000 Thlr. eine wahre Kinderei 
ſeien. — Durch Streichung des Fonds werde man die politiſche Moral nicht 
fördern, Es ſei geſagt, die freie Preſſe ſei ein viel größerer Schutz, als 
gebeime Fonds; er ſei ſtets für die freie Preſſe eingetreten, habe aber nie⸗ 
mals gefunden, daß fie geheime Polizei⸗Agenten überflüſſig mache: Er 
glaube, — wenn dies auch geleugnet werde — daß die Vertrauensfrage 
um in dem Vordergrund ſtehe, deshalb werde er gegen die Streichung 
immen. 

Abg. Dr. Virchow: Der Vorredner babe Recht, daß die Vertrauens- 
frage voran ſtehe. Hätte die Regierung die Nothwendigkeit der geheimen 
Fonds für den Staat nachweiſen wollen, ſo hätte ſie vor allem in der Bud⸗ 
get⸗Commiſſion über die Art dieſer Verwendung dieſer Fonds nähere Aus⸗ 
kunft geben müſſen. Dieſe Nothwendigkeit werde aber ſehr verſchieden ans 
gegeben. Es hätte keiner Regierung ſchwer fallen können, aus früheren 
Jahren die Verwendung des Fonds nachzuweiſen, allein jede Angabe ſei 
verweigert worden. Gerade deshalb handle es ſich hier eminent um ein Ver⸗ 
trauensvotum, und man hahe hier nicht nur die politiſche Richtung, ſondern 
auch die Befähigung des Miniſters zu prüfen. — Daß in den europäiſchen 
Staaten ſo große Unſicherheit herrſche, das liege darin, daß die Regierungen 
ſich ſtets Br die Reaction jtüßten ; wäre dies nicht der Fall, ſo würde man 
keine Einwirkungen von außerhalb zu fürchten haben, die geheimen Fonds 
würden überflüſſig fein. Die Befürchtungen des Vorredners ſtänden beweis⸗ 
los da; er (Redner) könne wenigſtens darüber nicht entſcheiden, denn er habe 
ebenſowenig Kenntniß davon, als der Vorredner. Die Conſpiration habe 
aber ſo lange ihre Geltung, als der berechtigte Drang nach Freiheit unter⸗ 
drückt werde. Die Regierung möge deshalb in die nothwendigen conſtitu⸗ 
tionellen Bahnen einlenken. Er empfehle die Streſchung des Fonds. 

Abg. Graf Schwerin: Er habe ſeine Gründe gegen den Antrag der 
Commiſſion bereits im vorigen Jahre entwickelt, und gehe auf dieſe zurück. 
Die von der Regierung geforderten Gelder ſeien nothwendig und müßten 
jeder Regierung bewilligt werden. Er würde dieſe Gelder ſelhſt dem Abg. 
Virchow bewilligen, wenn er Miniſter wäre. Wenn der Abg. Virchow Auf⸗ 
klärung über die Verwendung der Gelder verlange, ſo vernichte er ja da⸗ 
durch das Prinzip, was der Verwendung dieſer or zu Grunde läge, ihr 
Zweck ſei ja gerade geheime Fonds zu ſein. Er glaube nicht, daß durch 
Verweigerung ſolcher Ausgaben das conſtitutionnlle Leben gefördert werde. 

Abg. Schulze (Berlin): In England würde man einem Miniſterium, 
wie das jetzige, nicht nur die geheimen, ſondern alle Fonds verweigern. 
(Bravo!) Das könnten wir nicht. Aber die Fonds, deren Verwendung man 
nicht kenne, von denen man zum Theil wiſſe, daß ſie gen den Willen des 
Hauſes verwendet würden, könne man einem ſolchen Miniſtertum nicht be⸗ 
willigen. Ihn 3 ferner zur Verweigerung ſolcher Fonds, das, was 
über die Preſſe geſagt ſei. Er habe, als der Herr Juſtizminiſter vorhin die 
Genehmigung zur strafrechtlichen Verfolgung des kleinen „Reactionärs“ nach⸗ 
geſucht, nach den Einleitungsworten erwartet, man wolle das Haus auffor⸗ 
dern, die Genehmigung zur Beſtrafung des „Staatsanzeigers“ zu geben, 
d. h. zur Beſtrafung des großen „Reactionärs“. (Große Heiterkeit.) Der 
kleine „Reactionär“ ſei das Organ einer politiſchen Partei, die auf keine 
andere Weiſe, als durch ſolche Organe zum Worte kommen könne und da 
der Miniſter ja wünſche, daß das Land alle Parteien kennen lerne, ſo möge 
man auch jene Partei ſprechen laſſen. Gegen die europäiſche Revolution 
könne er keine Mittel bewilligen, dieſe ſei übrigens keine geheime, ſondern 
eine Öffentliche; fie werde nicht gepflegt in Conſpirationen, ſondern in den 


Cabinetten. — Die drei Thaler Diäten, eine Vertretung des Landes durch ſich 


ſelbſtändige, unabhängige Abgeordnete, das ſei der beſte Fonds gegen die 
europäiſche Revolution”, Man habe gelegt, daß keine Regierung ohne ger 
heime onds regieren könne. Nein, das ſeien andere Fonds, deren fie be⸗ 
dürfe: der Fonds des Vertrauens, die Steuer der Anhänglichkeit und Liebe 
des Volkes zu ſeiner Regierung — und dieſe Steuer verweigern wir, dieſen 
Fonds beſitze die Regierung nicht! (Bravo!) Vielleicht ſehe die Regierung 
ein, daß ſie ohne dieſen Fonds in der That nicht beſtehen könne und ſtän⸗ 
ie un „geheime Fonds“ in Hülle und Fülle zu Gebote. (Lebhafter 
eifa 
Miniſter des Innern: Er ſei den Abg. Reichenſperger und Grafen 
Schwerin dankbar für ihre Vertheidigung der geheimen Fonds, beſonders 
dem Letzteren, weil er Sachlenner jei. Den Ausdruck geheim wolle er gern 
aufgeben. Es ſei dies der Fonds für die politiſche Holze er werde ver⸗ 
waltet wie alle — — Fonds, mit dem alleinigen Unterſchiede, daß die 
Ausgaben der Ober⸗Rechnungskammer nicht vorgelegt würden. (Heiterkeit,) 
Dies geſchehe aber nicht, um die Ausgaben zu verheimlichen, ſondern nur, 
weil die geſetzlichen Vorſchriften, die die Ober Rechnungskammer anzuwenden 
habe, ſich auf dieſe Fonds nicht anwenden laſſen. Die Kategorien, wie dieſe 
Gelder verwendet würden, ließen ſich leicht anführen. Vor 48 ſei der Fonds 
ſehr niedrig angeſetzt geweſen, weil er ſich damals ſehr leicht durch den 
König verſtärken ließ. Bis 1850 ſei der Fonds auf 80,000 Thaler gebracht 
worden, dann ſei er auf 66,000 Thaler zurückgebracht worden, von dieſen 
gebe der Dispoſitionsfonds von 31,000 Thalern ab. Es blieben alſo nur 
35,000 Thaler, die aber nicht dem Miniſter allein blieben. Vielmehr werde 
die größere Hälfte an die Provinztalbebörden abgegeben und über deren 
Verwendung könne ſelbſt der Miniſter Näheres nicht wiſſen. Der Fonds 
würde mit derſelben Gewiſſenhaftigkeit wie alle anderen verwaltet. Weder 
für Preßſachen noch gegen gebeime Umtriebe würden die Gelder gebraucht. 
Eine Herunterfegung der Fonds wäre rein unmöglich, er habe im vorigen 
Jahre verſucht, den Fonds den Wünſchen des Haufes gemäß auf 30,000 Thlr. 
herunterzuſetzen, dafür habe er ſchon in dieſem Jahre das Doppelte des Ge⸗ 
wöhnlichen ausgeben müſſen. Man möge die Regierung nicht zwingen, 
ſolche Ausgaben zu machen, die vom Hauſe ausdrücklich verweigert wären, 
aber das werde das Miniſterium nicht zugeben, daß ihr das Regieren un⸗ 
möglich gemacht würde. l l 
Der Schluß der Discuſſion wird beantragt, jedoch abgelehnt. 
Abg. Reichenſperger (Beckum): Selbſt wenn die äußerſte Nuance der 
. an's 9 
artei geben, die noch weiter links wolle. Er ſei aber überzeugt, daß Nie⸗ 
mand ſich mit den ſogen. Chefs der europäiſchen Revolution auf eine Linie 
ftellen wolle. Für dieſen Fall aber würden die Fonds ſtets nothwendig 
bleiben. — Selbſt im liberalen England würden ſolche Fonds bewilligt und 
wenn nicht dies, ſo doch verausgabt. Um den pere der Beſeitigung des 
Miniſteriums zu erreichen, würde es ihm viel beſſer erſcheinen, wenn das 
Haus Alles verweigere. Dieſe kleinen Summen zu ftreichen, würde die 
Gegner der Majorität des Hauſes nur vermehren. An Intereſſe des Landes 
empfehle er die Genehmigung des Fonds. — Die Abg. v. Binde (Star 
gardt) und Laß witz verzichten auf das Wort: die Diskuffton wird geſchloſ⸗ 
ſen. — Nachdem der Referent den Commiſſions⸗Antrag empfohlen, wird 
abgeſtimmt. Die 35,000 Thlr. werden geſtrichen. — Zu Tit. 20 „Land⸗ 
Gendarmerie“ hat die Commiſſion folgenden Antrag geſtellt: Das Haus der 
Abgeordneten wolle beſchließen: a) das Gehalt eines Brigadiers mit 2300 Thlr. 
abzuſetzen, b) die Gehälter der Btigadlers als künftig wegfallend zu de⸗ 
eichnen, e) die Staatsregierung aufzufordern, durch Vorlegung eines Ge⸗ 
fees oder ſoweit dies innerhalb der Beſtim mungen der Verordnung vom 
30. Dezbr. 1820 zuläffig, durch eine anderweitige Organisation ſowohl den 
Wegfall der Brigadiers, als eine Verminderung der Diſtricts⸗ Offiziere 
herbeizuführen. 10 
Abg. v. Sänger hat einen Antrag geſtellt, der auf baldige Beſeitigung 
der Dhteikts⸗Offigtere 5 iſt. Der Antragsteller führt aus, daß dieſe 
Offiziere zur Erhaltung der milftäriſchen Organiſation der Landgensd armerie 
völlig überflüſſig ſeien. Der Brigadier genüge dazu vollkommen. Die Offi⸗ 
ziere ſeien oft ein Hinderniß für die nothwendige Verwendung der Gensd'ar⸗ 
merie. Abg. fein 8 Die Gensd armen müßten vollſtändig zuver⸗ 
läſſige Leute fein. Ob zur Erhaltung dieſer Zuverläſſigkeit die milktäriſche 
Organiſation nothwendig, ſei eine andere Frage. Wäre es aber jo, dann 
10 das Haus den Comm.⸗Antrag annehmen. Die Brigadiers ſeien reine 
Sintcuren, die entbehrt werden könnten, ohne der Wirkſamkeit des Inſtituts 
zu nahe zu treten, — Abg. v. Vincke (Stargard) empfiehlt das Amend. 
v. Sänger, Der Vorredner habe überſehen, daß * den Diſtricts⸗Offi⸗ 
zieren noch die Wachtmeiſter eriftirten, Eben deshalb halte er die Aufſicht 


uder kommen würde, fo würde es noch immer eine h 


durch die Brtgadlers und die Wachtmeiſter für vollkommen genügend. Der 


Antrag der Comm. überſchreite die Beſtimmungen der Verordnung vom 
30. Dez. 1820, — Abg. Dr. Virchow erwidert, daß die Commiſſion ſich 
nur au den Standpunkt des früheren Beſchluſſes des Hauſes geſtellt habe. 
Das Amendement verſtoße ebenfalls gegen die Verordnung von 1820. — 
Abg. v. Binde (Olbendorf) für das Amend. v. Sänger. Der Miniſter 
des Innern erklärt, daß die Frage der Reorganiſation des Inſtitus Gegen⸗ 
ſtand der Verhandlungen im Miniſterium ſet. Die 1 ſei noch 
nicht zum Abſchluß gekommen, werde aber in kürzeſter Friſt 16 gelangen; 
ſie ſtimme aber nicht mit den Anträgen der Comm. und des Abg. v. Sänger 
überein. Er ſtelle deshalb anheim, von den Anträgen Abſtand zu nehmen. 
— Abg. v. Gottberg: Der Abg. für Brandenburg habe ihn überzeugt, 
daß die Diſtricts⸗Offtziere nothwendig ſeien; der Abg. v. Sänger habe f 
wieder überzeugt, daß die Brigadiers nothwendig ſeien. Daher werde er für 
beide ſtimmen. (Heiterkeit) Das Amend. v. Sänger wird verworfen; der 
Comm.⸗Antrag wird angenommen, jedoch werden auf Antrag des Abg. 
Immermann sub lit. c. die Worte: „oder ſoweit dies innerhalb der Be⸗ 
ſtimmungen der Verordnung vom 30. Dez. 1820 zuläffig, durch eine ander⸗ 
weitige Organiſation“ geſtrichen. Zu 
Bei der Rubrik „Straf, Beſſerungs⸗ und Gefangen⸗Anſtalten“ hat die 
Commiſſion folgende Reſolution beantragt: „die Staatsregierung 5 — 
dern, zu bewirken, daß ſämmtliche für die Unterſuchungshaft beftimmi 
Gefängniſſe in den Landestheilen, in welchen die Cabinets⸗Otdre vom 
2. Jan. 1849 gilt, im Laufe dieſes Jahres der ausſchließlichen Auſſicht der 
zuſtändigen Gerichte übergeben werden.“ Dieſelbe wird ohne Discuſſion 
einſtimmig angenommen; ebenſo die folgende Reſolution; „die Regierung 
aufzufordern, ſobald wie möglich und ſpäteſtens in der nächſten Seſſion ein 
Geſetz vorzulegen, durch welches die Vollſtreckung der Zuchthausſtrafe in der 
Bam der Einzelhaft geſetzlich geregelt wird.“ Die t 
erner, 2220 Thlr. jährliche Unterjtäßungsgelver für das hieſige Magpalenen⸗ 
tft, ag Thlr. zur Beſoldung eines Geiftlihen bei dieſem Inſtitute 
a nfti 
ſucht auszuführen, daß die Bewilligung dieſer Summen durch eine Cabinets⸗ 
Ordre Friedrich Wilhelm III. verbürgt ſei. Abg. v. Vincke (Strehlen) de⸗ 
fürwortet gleichfalls die Unterſtützung des Inſtikuts, welches wohlthä i. 
wirkt habe. . Michaelis: Durch ſtaatliche e der Woh 
thätigkeit werde die Privatwohlthätigkeit ertödtet; habe das Stift nützlich 
gewirkt, ſo würde es auch in Zukunft durch die Unkerſtützung der Private 
leute erhalten werden. Abg. v. Patow: Der vom Vorredner auegefptos 
chene Satz möge in feiner Allgemeinheit richtig fein; hier ſei zu bedenken, 
daß das Inſtitut noch nicht jo hinreichend bekannt ſei, wie es verdiene; er 
ſelbſt ſei erſt kürzlich auf daſſelbe durch einen Artikel der „Montagspoſt“ 
aufmerkſam geworden. Berichterſtatter Abg. Klo befürwortet kurz den 
Commiſſions⸗Antrag. Die Abſtimmung iſt zweifelhaft, und findet deshalb 
die Zählung ſtatt. Während derſelben treten viele Mitglieder aus den 
Nebenräumen in den Saal, jo daß der Präſident verkündet, ſchon w 


des Zählungsaktes habe ſich als Reſultat die Annahme des Commiſſions⸗ 


Antrages herausgeſtellt. Für den Commiſſions⸗Antrag haben 117 (die Ka⸗ 
tholiten, die Altliberalen, die Conſervativen, ein Theil der Fortſchrittspartei, 
unter Anderen die Abgeordneten v. Unruh, Tweſten, v. Hoverbech), gegen 
denſelben 87 geſtimmt. Abg. Graf Schwerin rügt als unzuläſſig, daß 
während des Abſtimmungsaktes Mitglieder in den Saal treten, um nach⸗ 
träglich an der Abſtimmung Theil zu nehmen. 
Zur Gründung und Herſtellung von Dämenftiftern find 16,637 Thaler 
ausgeſetzt, welche die Comm. zu Areichen beantragt. Der Betrag jo Ar 
Titel: „Zu Penſionen und Unterftägungen für Wittwen und verwailte Toch⸗ 
ter“ hinzugeſetzt werden. Der Reg. Commiſſar, Geh. Rath Ribbed erklärt 
mit dem Antrage einverſtanden; nach einigen rungen ſei 
Abg., v. Mallinckrodt und Graf Schwerin wird derſelbe angenommen, 
Endlich hat die Commiſſion folgenden Antrag geſtellt: „gegen die Negierung 
wiederholt die Erwartung auszuſprechen, daß der unter den Staatsnebenfonds 
sub Nr. 12 aufgeführte allerhöchſte Dispoſitionsfonds für Stiftszwecke in den 
nächſten ordentlichen Etat aufgenommen werde.“ Derſelbe wird einſtimmig 
angenommen. 1 
Der Etat des Miniſteriums des Innern iſt damit at: - 
Der Finanzminiſter überreicht die Rechnungen pro 1859 mit den Bemer⸗ 
kungen der Oberrechnungskammer. Er ſpricht die Hoffnung aus, bald auch 
die Rechnungen pro 1860 überreichen zu können. Die überteichten Rechnun⸗ 
gen gehen an die Budgelkommiſſton. 2 
8 folgt auf der T. O. der Bericht über den Etat der Eiſenhahnverwal⸗ 
tung pro 1863, der ohne Diskuſſionen den Anträgen der Commiſſion gemäß 
erledigt wird. Sodann der Bericht über die Etats der Münze, für Nele 
ſchiedeuen Einnahmen bei der allgemeinen Kaſſenverwaltung, und für das 
Finanz⸗Miniſterium. Bei dem zweiten dieſer Etats beantragt die Commiſſion 
„Poſition 3 des Titels „Extraordinäre Aceh Ueberſchüſſe der Finanz⸗ 
Verwaltung de 1861 mit 511,315 Thlr. abzuſetzen.“ — 
Der Finanzminiſter verwahrt die Reg. gegen die Vorwürfe des Berichts, 
als ob die Anſetzung dieſer 511,315 Thlr. von dem früheren Verfahren ab» 
weiche und führt aus, daß dieſe Summe hier ganz richtig angeſetzt fei. Abg. 
Michaelis widerſpricht dem und führt aus, daß dieſelbe eigentlich dem 
Staatsſchatz . überweiſen ſein würde, wenn der Etat pro 1862 bereits gr 
lirt ment daß die Summe aber keinesfalls eine Einnahme aus dem J. 1 
tepräſentire. 
Der Commiſſions⸗Antrag wird hierauf einſtimmig angenommen. 
Bei dem Etat des — beantragt die Commiſſion zu dem 
Titel „Penſionen und Nera die Regierung wiederholt und drin⸗ 
gend aufzufordern, das bereits früher zugeſagte Geſetz wegen Penſionirung 
der Civilbeamten, der der und Militärbeamten ſchleunigſt vorzulegen. 
Dieſer Antrag wird ohne Discuſſion angenommen. 5 
u dem weiteren Antrag der Commiſſion: „bei Tit. 3 3600 Thlr. ie 
die beiden neuen Dirigentenſtellen in Oppeln und Gumbinnen nicht zu bes 
willigen“, nimmt der Abg. v. Bockum⸗Dolffs das Wort. Er befürwortet 
dieſen Antrag, ſo weit derſelbe die Regierung in Gumbinnen angebe. 
Der Finanzminiſter erklärt, daß nach den genqueſten 8 
und mach übereinftimmender dringender Befürwortung der betheiligten Bes 
orden die Creirung der beiden neuen Stellen mit Rückſicht auf die Ge⸗ 
ſchäftslaſt derſelben nothwendig erſcheine. a 
Abg. Aepers erklärt ſich in Betreff Oppelns gegen den Gommillionss 
Antrag, Er ſucht unter großer Unruhe des Hauſes nadaumeifen, daß die 
nene Stelle geſchaffen werden müſſe, damit die Schulangelegenbeſten bie 
wünſchenswerthe und nothwendige Berückſichtigung fänden, > 
Abg. Oſterrath erklärt ſich für den Commiſſionsantrag und gegen das 
im Allgemeinen immer mehr um ſich greifende Prinzip, bei den 7 
gen eine beſondere Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulſachen zu bilden. 
Insbeſondere ſei für die beſden in Rede ſtehenden Regierungen die Noth⸗ 
wendigkeit neuer Stellen nicht dargethan, die vorhandenen Kräfte vielmehr 
vollkommen ausreichend. 
— Nach 


Der Schluß der Discuſſion wird beantragt und angenommen. 
einigen perfönlichen — —. von Abgeordneten des Kreiſes Oppeln 
FR der Commiſſions⸗Antrag e 1 5 

Zu den allgemeinen Fonds „unvorhergeſehene Ausgaben“ beantragt die 
Commiſſion, diesem Ter denz dem e Beſchluſſe folgende Ueber⸗ 
ſchrift zu geben: „Reſervefonds zu unvothergeſedenen etatsmäßigen 2 
ben, über welche der Finanzminister vorbeha lich der nachträglichen eneh⸗ 
migung der Landesvertretung verfügen kann.“ — Der Finanzminister 
erkennt die Bereitwilligkeit der Bewilligung dieſes Fonds (von 300,000 Thlr. 
an, erklärt ſich jans gegen dieſen Ankrag der Commiſſion, der die Bemillis 

ung wieder aufheben oder doch in Zweifel ſtellen würde. — „Fre 

Der von Batom (gegen den Antrag): Der Bericht enthalte die Bemer⸗ 
kung, die Commiſſion ſei nicht wenig von der Mittheilung überrascht gewe⸗ 
fen, daß die Diäten und Reiſekoſten derjenigen Abgeordneten, welche der 
Krönung in Königsberg beigewohnt haben, auf dieſen Fonds angewieſen 
ſeien. . ue deshalb petſönliche Veranlaſſung zu haben, einige Worte 
über dieſe Angelegenheit gu fagen. Er wiſſe nicht, wie man über dieſe 
Thatſache habe überraſcht ſein können, da er doch vor der Krönung ſowohl 
bier als in Königsberg von vielen Abgeordneten gefragt worden, wie es mit 
den Krönungskoſten und beſonders mit den hier in Rede ſtehenden Koſten 
gehalten werden ſolle, und denſelben geantwortet habe, die Koſten würden 
nicht auf die allgemeinen Staatsfonds angewieſen werden mit biefer einzi⸗ 


ommiſſion beantragt 


der 
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wegfallend zu bezeichnen. Abg. Reichenſperger (Beckum) 
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keit des Hauſes gewahrt zu haben. — 
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vereinigen. Der 5 habe übrigens früher 500,000 Thlr. betragen und 
Ff 300, 


und Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats durch das Geſetz. 


gen Ausnahme. Es 105 auch vorgekommen, daß einzelne Abgeordnete das 
Pen n Königsberg abgelehnt hätten, weil ſie eben davon ausgingen, 
daß die Diäten auf die Staatskaſſe übernommen werden ſollten. Dieſe An- 
elegenheit ſei alſo vollkommen bekannt geweſen. Die Anweiſung jener 
iäten ꝛc. auf die Fonds ſei aber auch materiell vollkommen gerechtfertigt 
und fei auch von einer großen Majorität dieſes Hauſes für angemeſſen er- 
achtet worden, da dieſelbe ſa eben in Königsberg erſchienen ſei. Seien die 
Mitglieder aber einmal erſchienen, ſo hätten ihnen auch Diäten und Reiſe⸗ 
koſten bezahlt werden müſſen. 2 { e 
Aus Staatsfonds hätten dieſelben nicht immer in anderer Weiſe gedeckt 
werden können, da man doch deshalb nicht erſt den Landtag zuſammenberu⸗ 
fen konnte. Eventuell hätte man die Diäten ꝛc. doch nur aus den Krönungs⸗ 
koſten überhaupt entnehmen können; dazu habe er aber nicht die Hand bieten 
mögen; er glaube vielmehr durch ſein Verfahren die Ehre und Unabhängig⸗ 
t In der Sache ſelbſt ſei er gegen den 
Commiſſionsantrag, denn die Verfaſſung kenne nur Bewilligung und Ver⸗ 
agung, aber nicht eine Bewilligung, die keine Bewilligung iſt. Der Com⸗ 
Miontsanteg ſei alſo mit den verfaſſungsm. Staatsgrundſätzen nicht zu 


ſei jetzt au Thlr. herabgeſetzt. 5 

Abg. Coupienne hat ein Amendement eingebracht: in dem Commiſ⸗ 
ſionsantrage ſtatt „Genehmigung der Landesvertretung“ zu ſagen: „Nach⸗ 
weis der Verwendung.“ 

Abg. Michaelis bemerkt zunächſt gegen den Vorredner: Die Verfaſſung 
kenne nicht „Bewilligung“ und „Verſagung“, ſondern nur ar in 

er hier in 
Rede ſtehende Poſten gehöre in das Gebiet des Voranſchlags, weil er nur 
als Extraordinarium, als Ergänzung zu betrachten ſei. Damit jetzt das Be⸗ 
n des Hauſes gewahrt bleibe, müſſe auch das nachträgliche Ge⸗ 
nehmigungsrecht gewahrt bleiben. 5 

An dieſe Ausführung knüpft ſſch eine längere Debatte, an der ſich noch 
der Finanzminiſter wiederholt (gegen den Commiſſions⸗Antrag), die Abge⸗ 
ordneten Coupienne (für ſein Amendement), Dr. Virchow, Michaelis, Hagen 
und der Ref. Abg. Duncker für, v. Patow und v. Benda gegen den Com⸗ 
miſſions⸗Antrag betheiligen. 

Nachdem der Schluß der Discuſſion bereits angenommen, ergreift der 
Finanzminiſter nochmals das Wort, um eine Aeußerung des Referenten 
zu . die Discuſſion wird wieder eröffnet und, unmittelbar nad: 
dem der Miniſter geſprochen, der Schluß von Neuem beantragt. — Gra 
Schwerin (zur Geſchäſtsordnung) proteſtirt gegen die Zuläſſigkeit dieſes 
Schlußantrages. Zur Wiedereröffnung der Debatte gehöre zunächſt ſeines 
Erachtens ein Beſchluß des Hauſes, wenn aber die gegenwärtige Praxis ein⸗ 
mal Plat gegriffen, jo könne man die Discuſſion doch nicht wieder ſchließen, 
ehe fie eigentlich angefangen. — Vicepräſident v. Bockum⸗Dolffs beruft 
ſich gegen dieſe Anſicht auf die conſtante Praxis der Seſſion. — Der 
Schluß wird abgelehnt. — Abg. Simſon erklärt ſich gegen den Commiſ⸗ 
ſions⸗Antrag: Abg. Michaelis faſſe die Sache falſch auf; er überſehe, daß 
es ji eben um „unvorhergeſehene“ Ausgaben handle. Gegen die Bewilli⸗ 
gung der 300,000 Thlr., die ja auch nur vorbehaltlich der nachträglichen 

echnungslegung und Cenſur erfolge, ſei nichts zu erinnern. » 

0 Reichenheim gegen den Comm.⸗Antrag: Er meine, die ganzen 
300 Thlr. ſeien zu ſtreichen; wirklich nothwendige Ausgaben fänden je⸗ 
denfalls nachträgliche Bewilligung. — Abg. Dr. Virchow replieirt auf eine 

egen ihn gerichtete Ausführung des Abg. Dr. Simſon, und wiederholt 
(ine bereits vorher gegebene Ausführung, daß, ſobald die Regierung das 

echt der nachträglichen Genehmigung beſtreite, die Abſetzung der ganzen 
Summe vorzuziehen ſei. — Es ſprechen ferner noch Graf Schwerin und 
der Finanzminiſter gegen, die Abgg. Michaelis, v. Forckenbeck 
und 7 N erent für den Commiſſinsantrag, welcher demnächſt angenom⸗ 
men wird. 

„Die Commiſſion beantragt endlich „zur Prüfung der von der Regierung 
mit den bisher Reichsunmittelbaren geſchloſſenen Verträge eine beſondere 
Commiſſion zu erwählen, und an dieſelbe die bei Gelegenheit der Budgetbe⸗ 


rathung mitgetheilten Verträge zu überweiſen.“ Nachdem der Abg. Eberty 


unter 705 Unruhe des Hauſes dazu das Wort ergriffen, wird dieſer An⸗ 
trag, gleich den oben nicht ſpeciell aufgeführten Anträgen der Commiſſion 
angenommen. (Für Streichung des Reſervefonds von 300,000 Thaler er⸗ 
hebt ſich eine ſehr bedeutende Minorität.) 8 
Vor Schluß der Sitzung theilt der Präſident mit, daß Se. Majeſtät 
laut eines ſoeben eingegangenen Schreibens des Miniſterpräſidenten, zu be⸗ 
ehlen geruht habe, daß Deputationen beider Häuſer zu der am 17. d. Mis. 
attfindenden Grundſteinlegung geladen werden ſollen. — Es werden fol⸗ 
de 14 Mitglieder ausgeloſt: Chomſe, Ottow, Wachsmuth, v. Vaerſt, 
Sſterrath, Menzel, Schröder, Blum, Beyer, Frehſee (Fürſtenthum), Bleibtreu, 
BER. Caspers (Mayen), Funke. E 
chluß der Sitzung 4 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. Ta⸗ 
gesordnung: Budget: und Petitionsberichte. 
Die deülſche Fortſchrittspartei hat nunmehr beſchloſſen, den vierten Abs 
ſchnitt des Entwurfs eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes, betreffend die 
civilrechtliche Verantwortlichkeit, noch nachträglich einzubringen, 


Auf allerhöchſten Befehl Seiner Majeſtät des Königs ladet der unter⸗ 
zeichnete Ober⸗Hof⸗ und Haus⸗Marſchall ſämmtliche zur Feier des 17. März 
de J. hier anweſenden Herren Ritter des eiſernen Kreuzes zu der an dieſem 
Tage um 2% Uhr im königlichen Schloſſe ſtattfindenden Zeittafel hierdurch 
ein. Da jedoch der Zutritt in das Schloß und der Eintritt in das Feitlofal 
nur gegen Vorzeigung der Einladungs⸗Karte erfolgen kann, ſo 
werden die betreffenden Herren erſucht, dieſe Karte entweder perſönlich oder 
durch einen mit Legitimation verſehenen Bevollmächtigten am 15. d. M 
Vormittags von 9 bis 1 Uhr, oder am 16. von Früh 9 Uhr ab im Gou⸗ 
vernements⸗Gebäude, Pariſer Platz Nr. 3, im Bureau auf dem Hofe links 
in Empfang nehmen zu wollen. 

Berlin, den 12. März 1863. Graf von Pückler. 

[Kein Feiertag.] Nach einem in der vorgeſtrigen Sitzung des 


Aelteſten⸗Collegiums der hieſigen Kaufmannſchaft gefaßten Beſchluſſe 


fällt am 17. d. Mts. wegen der alsdann ſtattfindenden Feierlichkeiten 
die Börfe nicht aus. 

[Affaire Lyskowski.] Aus Straßburg in Pr. berichtet man 
uns, daß gegen den Landrath von Young wegen der Verhaftung des 
Kreisrichters von Lyskowski in Folge der Denunciation deſſelben die 
Unterſuchung eingeleitet ift und bereits Vernehmungen der Zeugen des⸗ 
halb ſtattgefunden haben. s 

[Das telegr. gemeldete Dementi des „Staats-Anz.“] 
lautet wörtlich wie folgt: Die „Opinione nationale“ hat eine war⸗ 
ſchauer Mittheilung veröffentlicht, welche über das zwiſchen Preußen 
und Rußland am 8. Febr. d. J. getroffene Abkommen eine als authentiſch 
bezeichnete Auskunft ertheilt. 

Jenes Abkommen beſtände danach: 

1) aus einer Militär⸗Convention von 14 Artikeln, 

2) aus 7 Zuſat⸗Artikeln, welche den Fall der betreffenden Interven⸗ 
tion vorſehe, und 

3) aus einem eventuellen Uebereinkommen von 20 und einigen Artikeln 
in Betreff der aus der Intervention hervorgehenden weiteren Maß⸗ 
nahmen und auswärtigen Eventualitäten. 

Der pariſer „Moniteur“ bringt an der Spitze ſeines Bülletins vom 
7. März die Nachricht, daß von denjenigen Mitgliedern des Bundestages, 
deren Politik mit der öſterreichiſchen zuſammengehe, eine an den preu⸗ 
ßiſchen Bundestags⸗Geſandten zu richtende Interpellation berathen worden 
wäre, welche die nachtheiligen Folgen, die aus der preußiſch⸗ruſſiſchen 
Convention dem Bunde erwachſen könnten, zum Gegenſtande hatte. — 
In naher Beziehung zu dieſer Nachricht ſtehen Correſpondenzen aus 
Wien, daß Oeſterreich mit Hinweiſung auf Art. 11 der Bundes ⸗Acte 
und Art. 36 der Wiener⸗Schluß⸗Acte in Berlin gegen das Abkommen 
mit Rußland mündliche Vorſtellungen habe erheben laſſen, weil die 
Sicherheit des Bundes dadurch gefährdet werde. Ferner hätten Baiern 
und Baden in Berlin bereits zu erkennen gegeben, daß ſie die Con⸗ 
vention von gleichem Standpunkte betrachteten, und es fländen von 
Seiten der übrigen Bundesſtaaten, welche durch eine franzöſiſche In⸗ 
vaſton am Rhein bedroht ſind, ähnliche Schritte noch bevor. — Da 
ſolche, eben nicht zur Beruhigung der Gemüther gereichenden Nachrich⸗ 
ten, und zwar vorzüglich diejenigen der franzöſiſchen Blätter, von der 
deulſchen Preſſe, insbeſondere aber von den preußiſchen Oppoſttions⸗ 
blättern eiſrig weiter verbreitet werden, fo find wir zu der Erklärung 
ermächtigt, daß fie ſammt und ſonders auf Erfindungen beruhen. Für 
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den unbefangenen Beurtbeiler dürfte dieſe Erklärung in Beziehung auf 
obige Nachrichten der „Opinione nationale“ und des „Moniteur“ kaum 
erforderlich ſein. 

Was aber die dritte Notiz über die angeblich von ſo zahlreichen 
Staaten in Berlin gemachten Vorſtellungen anlangt, ſo bemerken wir 
ausdrücklich, daß nur eine Großmacht, nämlich England, die Form 
einer Depeſche gewählt hat, welche hier vorgeleſen worden, um Be⸗ 
denken gegen die Convention in freundſchaftlicher Weiſe auszuſprechen, 
daß ferner von mündlichen Vorſtellungen, welche neben Frankreich, 
Oeſterreich und andere deutſche oder nicht deutſche Staaten in Bezie⸗ 
hung auf das Abkommen mit Rußland hier erhoben haben ſollen, der 
königl. Regierung Nichts bekannt geworden iſt. 

[Das Kriegsminiſterium! bat dem Referenten der Militär⸗Commiſ⸗ 
ſion, Abg. v. Forckenbeck, auf deſſen Wunſch das ſtatiſtiſche Matertal über 
die Zahl der wirklich waffenfähigen Mannſchaft aus den letzten Jahren ge⸗ 
ſtern 1 1 . — laſſen. Die Amendements des Referenten werden morgen in 
der Militär⸗Commiſſion eingebracht werden. 

[Neun Taufen in einer Familie auf einmal.] Die 
„B. Ref.“ bringt folgende Mittheilung: Am Sonntag ließ hier der 
Stadtgerichts⸗Executor Wehner ſeine neun Kinder auf einmal taufen. 
Das Ältefte derſelben war 17 Jahre alt, das jüngſte noch ein Säug⸗ 
ling. Das ſeltene Ereigniß iſt dadurch herbeigeführt worden, daß das 
älteſte Kind, ein Mädchen, ſich zu verheirathen beabſichtigt und zu 
dieſem Zweck ſeitens des Predigers die Beibringung des Taufzeugniſſes 
der Braut verlangt wurde. Ein ſolches war nicht zu beſchaffen, da 
die Familie der Baptiſten⸗Gemeinde angehört, deren Beamte zur Aus⸗ 
ſtellung öffentlicher Urkunden geſetzlich nicht berechtigt ſind. Die Eltern 
ließen nun die übrigen Kinder gleichzeitig mit taufen. Zur Feierlichkeit 
in der St. Nikolaikirche waren 35 Taufzeugen erſchienen. Die ganze 
Familie iſt nunmehr in die evangeliſche Landeskirche eingetreten. 

[Das Miniſterium und das Budget.] In Beziehung auf 
ein ſehr verbreitetes Gerücht, wonach die Regierung die Abſicht habe, 
auch auf ein durch das Abgeordnetenhaus ſtark verkürztes Budget ein⸗ 
zugehen, und die ihr nothwendig erſcheinenden Mehrausgaben als 
Etatsüberſchreitungen nachträglicher Genehmigung vorzubehalten, bemer⸗ 
ken wir, daß ein dahin gerichteter Vorſchlag ſchon unter der Finanz⸗ 
verwaltung des Herrn v. d. Heydt erörtert, und hauptſächlich durch 
die entſchiedene Ablehnung ſeitens des damaligen Finanzminiſters beſei⸗ 
tigt wurde. Wenn es wahr ſein ſollte, daß die Regierung geneigt ſei, 
ſich demſelben jetzt zu accommodiren, fo würde damit bewieſen fein, daß 
Herr v. Bodelſchwingh ſichien der Lage glaubt, minder ſerupnlös fein 
zu dürfen als ſein Vorgänger. 

[Neuwahl.] Zu der in Artern geſtern (10.) ſtattgehabten Wahl 
eines Abgeordneten für den Wahlkreis Eckartsberga⸗Sangerhauſen an 
Stelle des Herrn Paſtor Gräfer waren 316 Wahlmänner erſchienen. 
Der Candidat der liberalen Partei Kreisrichter Blochmann aus Stol⸗ 


berg erhielt 272 Stimmen, der Gegenkandidat Kammerdirektor Rope 


aus Roßla 43 Stimmen, Juſtizrath Rommeis 1 Stimme. 


Unruhen in Polen. 

[Oeſterr eicher und Ruſſen.] Aus Rzeszow wird dem 
„Goniec“ unterm 5. d. M. geſchrieben: „Vorgeſtern brachte man 
von der ulanower Grenze in das hieſige Militärſpital ſechs verwun⸗ 
dete Huſaren vom Regimente Palffy, aus der Escadron Longhais. 
Unter den Verwundeten befindet ſich auch der Lieut. Baron Szirmay. 
Nach den umlaufenden Gerüchten ſoll es an der ulanower Grenze zu 
einem Zuſammenſtoße der Huſaren mit den einige Aufſtändiſche verfol⸗ 
Nate Ruſſen gekommen ſein; die Affaire endete mit der Flucht der 

uſſen.“ 

O Von der polniſchen Grenze, 11. März. Ein flüch⸗ 
tig gewordener ruſſiſcher Soldat ſuchte in der Hauptzollamtsſtadt Wie⸗ 
ruszow Aſyl und Schutz. Der dortige Bürgermeiſter veranlaßte den⸗ 
ſelben, zu den Inſurgenten überzugehen, und gab ihm behufs deſſen 
einen ſchriftlichen Geleitſchein mit Anweiſung des gegenwärtigen In⸗ 
ſurgentendomizils. Der ruſſiſche Soldat entfernte ſich, und indem er 
wieder zu feinen Waffenbrüdern gelangte, produeirte er die Inſtruction 
des Bürgermeiſters. Letzterer wurde geſtern durch 17 Koſaken 
abgeholt. 

Von der polniſchen Grenze, 11. März. In dem 
Orte Kruſzkowiez bei Blaſchki wurde am Freitage den 6. d. M. 
plötzlich das Dominium, einem Hrn. Neugebauer gehörig, von 
einer halben Schwadron Koſaken umſtellt. Hierbei war es auf die 
Verhaftung des Beſitzers und 6 anderer bei Letzterem eben zum Be: 


„ſuch anweſender Gutsbeſitzer der Umgegend vorgenannten Ortes abge⸗ 


ſehen, welche friedlich auf der Teraſſe vor dem Schloſſe ſaſſen. Der 
die Koſaken befehligende Gendarmerie⸗Major Bergmann, ein den 
Polen ſehr gefährliches Organ der Regierung, trat an die gedachten 
Herren heran und forderte die Herausgabe der vermeintlich im Schloſſe 
befindlichen Waffen. Auf die Antwort, daß Waffen im Schloſſe nicht 
aufbewahrt ſeien, erklärte Bergmann die Herren ſämmtlich als Gefan⸗ 
gene und ließ ſie durch die Koſaken binden. Einer der Herren hatte 
Gelegenheit, ſich vorher in das Innere des Schloſſes zu entfernen, man 
hörte ſogleich einen Schuß und fand feine Leiche; es war ein Herr 
v. Rudnicki, der den Tod einer ſchmachvollen Behandlung vorgezogen 
hatte. — Die übrigen 6 Herren wurden nun in der That gebunden 
nach Kaliſch transportirt und zur Haft gebracht, obgleich Waffen 
nicht vorgefunden wurden. Am folgenden Tage traf daſſelbe Schick⸗ 
ſal den Wirthſchaftsbeamten (ein Deutſcher), den Koch und Bedienten 
des Neugebauer. Dieſes Factum wurde ſchon geſtern bekannt, iſt aber 
heute noch durch den Dominialſchäfer, der die hieſige Grenze paſſirte, 
in ſeinen Einzelnheiten beſtätigt worden. 

* Krakau, 11. März. [Großfürſt Konſtantin als 
Armee⸗Oberbefehlshaber.] Auf dem Kriegsſchauplatze iſt alles 
unverändert geblieben. Aus Warſchau dagegen giebt es Gerüchte, daß 
der geſammte Staatsrath, alle Stadt: und Kreisräthe ihre Auflöfung, 
eigentlich Entlaſſung nachgeſucht haben ſollen. Sie wollten nicht an einer 
Regierung ſich betheiligen, welche das ganze Land mit Feuer und Schwert 
ſoſtematiſch verwüſten läßt. Auch in den höchften offiziellen Kreiſen in War: 
ſchau ſoll eine bedeutende Veränderung erfolgt fein. Man behauptet, daß 
der Kaiſer, umgeben von Adlerberg und der altruſſiſchen Partei, ſchon 
von Anfang des Aufſlandes an ein gewiſſes Mißtrauen gegen den Groß⸗ 
fürſten Konſtantin gehegt haben ſoll, daß er ihn im Verdacht hatte, 
die polniſche Krone ſich aneignen zu wollen. Deswegen übergab der 
Zar die unmittelbare Armeeverwaltung dem General Ramſay, ſpäter 
dem General Korff und ließ ſich von ihnen Berichte über den Fort⸗ 
gang des Auſſtandes erſtatten. Auf dieſelbe Weile hegten die Generäle und 
Oberſte ein Mißtrauen gegen Offiziere unteren Ranges und ihre Befehle er: 
theilten ſie unmittelbar den Unteroffizieren. Nachdem jedoch alle dieſe 
Mittel ſich als ohnmächtig erwieſen haben, die Armee zu einer Bar⸗ 
barenhorde geworden iſt, verlangte der Großfürſt entweder ſeine Ent⸗ 
laſſung oder den Armee⸗Oberbefehl. Der lezte wurde ihm denn auch 
zugetheilt, trotz der Ränke der altruſſiſchen Partei. Im Weſentlichen 
bat ſich aber auch dadurch nichts verändert; die ruſſiſchen Truppen 
wüthen auf bisherige Weiſe gegen ruhige Bewohner, ohne im Felde 
etwas Erhebliches auszurichten. 

VA Bon der polniſchen Grenze, 11. März. [Ordre 
des General Langiewiez.] In gedruckten Zetteln wird folgende 
Original⸗Ordre des General Langiewicz verbreitet: 


„Hauptquartier in Goszez, den 7. März 1863. 
Der Militärchef der ſandomirſchen und radomſchen Woiwod⸗ 
ſchaft fordert alle in der krakau'ſchen Woiwodſchaft zerſtreuten Inſur⸗ 
genten auf, ſich ſchleunigſt in ſeinem Lager zu verſammeln. 
General Marian Langiewiez. 
Krakau, 11. März. Im Hauptquartier von Goſzcza iſt geſtern 
ein Manifeſt des General Lan giewiez erſchienen. Derſelbe 
proklamirt ſich in demſelben zum Dictator, beſtätigt als folder die 
Grundſätze der Proklamation des National-Comite's 
vom 22. Januar d. J. und fordert zum allgemeinen Aufſtand 
gegen die ruſſiſche Herrſchaft, zur Eintracht aller Polen ohne Unter⸗ 
ſchied des Standes und des Glaubens auf, einer Eintracht, welche 
dem Vaterlande die Unabhängigkeit bringen werde. Das Manifeſt 


wurde mit Enthuſtasmus aufgenommen. (Oſtd. 3.) 
Meteorologiſche Beobachtungen. 
Der Barometerſtand bei 0 Grd. Luft⸗ Winde 
; iſer Linien, Ba⸗ ® 
. Ne kam] rometer. Tal. N * 
reslau, 11. Marz 10 U. Ab.] 329,71 +9,65 | SO. 1. Heiter. 
12. März 6 U. Morg.] 329,38 | 40,6] SO. 2. Ueberwölkt. 


Breslau, 12. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 9 3. U.⸗P. 3 F. 8 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 11, März, Nachm. 3 Uhr. Die Zprz. eröffnete zu 69, 70, hob 
ſich auf 69, 80, wich dann bis 69, 50 und ſchloß in matter Haltung zur 
Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92 ½ eingetroffen. — Schlu ß⸗ 
Courſe: Zyrz. Rente 69, 70. 4 proz. Rente 96, 50. Italieniſche öproz. 
Rente 69, 70. Z3proz. Spanier —. Iproz. Spanier 45%. Oeſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 511, 25. Credit⸗mobilier⸗Aktien 1208, 75. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 595, —. Oeſterr. Eredit-Altien —. 

London, 11. März, Nachm. 3 Uhr. Conſols 92%. Iproz. Spanier 
46%. Mexikaner 31%. Sardinier 83. 5proz. Ruſſen 94. Neue Ruſſen 9%. 

Der Wechſel⸗Cours auf London war am 28. v. Mts. in Newport 1884 
15 189, Goldagio 71%; am 27. war Baumwolle Middling 89%, Mehl 
0 niedriger. a 

Wien, 11, März, Mitt. 12 Uhr 30 M. Die Börſe war etwas matter. 
proz. Metall, 75, 20, 4 proz. Metall. 65, 50. 1854er Looſe 92, 75. Bank⸗ 
Aktien 809. Nordbahn 189, —. National⸗Anleihe 81, 60, Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 235, — Creditaktien 217, 70. London 115, 15. Hamburg 


86, 50. Paris 45, 60. Gold —, —. Silber —, —. Böhmiſche Weſt⸗ 
bahn 163, 75, Lombardiſche Eiſenbahn 271, —. Neue Looſe 135, 50. 


riet u. M., II. Mir, Nacmitt, 2 Ubr 20 Min, In Sol 
ankfurt a. M., II. März, Nachmi r in. In Folge 
and oe niedriger Notirungen flaue Haltung bei belebtem Umſatz. Böhm. 
Weſtbahn 71%. Finnl. Anl. 91%. Schluß⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 
145. Wiener Wechſel 101%. Darmſt. Bankaktien 241. Darmſt. Zettel⸗ 
Bank 257. Sproz. Metall. 63%. 4 proz. Met. 55%. 1854er Looſe 79. 
Oeſterr. National⸗Anleihe 68 4. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 236, 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 819, Oeſterr. Credit⸗Aktien 220. Neueſte öſterr. 
Anleihe 81%. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 1294, Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%, 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 129%. 

Hamburg, II. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min.“ Börſe feſt, aber ruhig. 
innl. Anleihe 90%. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 1860 Oeſterr. 
redit⸗Aktien 93. Vereinsbank 105%, Norddeutſche Bank 106%, Rhei⸗ 
niſche 99. Nordbahn 64%. Disconto — Wien —. Petersburg —. 

Hamburg, 11. März [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt gehal⸗ 
ten, ab Holſtein 124—125pfd. disponibel 97 bezahlt. Roggen loco ruhig, 
ab Danzig Frühjahr zu 75, auch 74½ zu haben. Oel pr. Mai 32%, pr. 
Okt. 30%, Kaffee 2500 Sack umgeſetzt, davon 1000 Sack Ceara a 7%—8%. 

Liverpool, 11, März. [Baumwolle.] 6000 Ballen Umſatz. — 


Volle Freitagspreiſe. 5 
London, Il. März. Getreidemarkt (Schlußbericht). In Weizen 
Frühjahrsgetreide ruhig zu Mon⸗ 


langſames Geſchäft zu Montagspreiſen. 
tagspreiſen. — Bewölkter Himmel. 
Fü  aehännen Gatten. Bl 
b 9 unverän 
73%. Müböl Mai 52%, Herbft 45%. are Bel. 21x, Düoher 
Berliner Börse vom II. März 1863, 


Fonds- und Geld-Courso. - Div: E 
Freiw. Btaats-Anleihej414 101% ba. u. d. Oberechles. B. . 77,13% 142½ bz. 
Staats-Anl. v. 1850, 52 725 bz. dito vw BAR 1247 à 163%, bz. 
dito 1884, 65A. 57141/1014, ba. dito Prior A.. — 99 . 
dito 1856(4½ 101 ½ bz. dito Prior B. . — 3½ 87 ½ @ 
dito 1 180% 8 dito Prior C. — 97 dz 
to 1 1 bz dito Prior D..| — | 4 |97 bs. 
Staats-Schuld-Sch. ... 120, dito Prior E...| 3% 84% bz 
Präm.-Anleihe v. 1855/3141201, bz dito Prior F...| — 4% 101 bz 
Berliner Stadt-Obl. .. [44411024 Oppeln-Tarnow. 61% B 
Kur- u. Neumärker 3 ½81½ E. Prinz-W. (St.-V.) 7 4 3 
2 dito dito 101% bz Rheinische 4100 ½% bz. 
F |Pommorsche 7 91% dito (St.) Pr. . 5 | 4 108 8. 
E dito neue 160%, ba. dito Prior — ]|4 | — — 
3 1 Posensche — dito III. Em...| — 7 22 ba 
3 dito .. 7 en Rhein-Nahebahn | — 921, dz. 
E. dito neue 96% @ Buhrort-Orefeld . 34 34,95%, B. 
Schlesische. . . * 945 0 Starg.-Posener 3711 ba. 
g (Kur-u. Neumärker| 4 99% l. Thüringer 6 126 8. 
3 Pommerscho 4 100% dz Wilhelms Bahn. — | 4 64½ a 1 ba 
E Posensehe ....... | 4 197% ba, dito Prior. 4914 6. 
5 Preussische 207 dito III. Em..| — 47 ½% B. 
Westf. u. Rhein dito Prior St. — 4½94½ B. 
& |8ächsische dito dito | — 97 ½% @ 
K 8 
0 ů rr 
Goldkronen . Preuss. u. r 
i 
Aus * 
Ossterr. Metall W gen Berl. E.-Verein . | 5110 4 118 0. 
H Pr-Anl | i Berl. Hand.-Gea 4 |103% bz 
dito Bar Pr.-Anl....| 4 51 B. Berl. W Omar 
dito nene 100 fl.. — 79%, etw. ba u B. Ben I Arie 
dito Nat.-Anleihe . 5 71 ½ u. 71 bz. nenen 
dito Bankn. n. Whr.| — |87% b De Pa a 0a 
zuss-engl, Anleihe ..| 5 0 bh etw. band Darmst. Zettel-B.| 8} | 4 1103 etw. bz 
. 6 . 5 4 
1 armst. Credb. A. 483 ½ B. 
kon Hand or pe i 3 — Da. Creditb. A| — 4 ud 
to III. Em. . | A [89% a 90 bs. Disc.-Om.-Anthl. | 6 | 4 4 994 ba 
Poln. Obl. à 500 Fl. 4 01 B. Genf. Creditb. A.| 24 21 u. % bs 
dit Fi. 5 02 8498 ba. 
0 4 300 Fl. B. 99 41057 6 
dito à 200 FL.|— 1231, 6. 4 
Poln. Banknoten . . 00% G. 25. 4 
Kurhess. 40 Thlr. .. 57 &. A 1004 e be. 
Baden 35 Fl. . I— 31% etw. br. 1 10% K 
Astlen - Course. 4 ha da. 
Sb 18 5 
Anch.-Düsseld... | 3121881, f. 2 Ik 8. 0 
Aach.-Mastricht. 3 36% B. 411126 etw. d 
Amst.- Rotterdam| 8 A |95%, ba. Ne 
Berg.-Märkische 6% 4 106% br. 1 4066 1 bu. G 
Borlin. Anhalter 8½ 414% ba. a a 
Berlin-Hamburg. | @ | A |122 br. » bz u. G. 
Berl.-Potsd.-Mgd.] 11 | 4 102% bz. 
Berlin-Stettiner . |7 136 el=-C 5 
Breslau-Freibrg. 4 133% ba. i0T.1143% ba. 
Cöln-Mindener .. 14 8 176% ba. 2 M. 142½ dz. 
Franz. $t.-Eisenb.| 6 135% 4135415514 bz .. 18 T. I 2½% be. 
Ludw.-Bexbach » 4 1145G , Verk fehlen . 2 M. 181% da. 
Magd,-Haiberst. . 22½% 4 [286 bz. .. 13 M.JG. 21%, 
Magd.-Wittenbrg.| 1 4 |64 ba. 2 M.|80 ba. 
Mainz.-Ludw. A. 4125 % bz 8 T. 87 % ba. 
Mecklenburger .. 2%] 4 169%, ba. 2 M. 86 % bz. 
Münster-Hammer 4 | 4 |— — — 2 M.|56. 24 G, 
Neisso-Brieger .. 3½ 4 |57 n. 8 T. 9 % G. 
Niederschlos.....| 4 |4 |99 B. 2 % h, bz. 
1 b. 10 4 * an 1 Fr: 2 M. 86. 26 G. 
ordb. (Er.-W. u. B. Petersburg.... . . . |3 W. 100 ½ bs. 3M. 99 N 
dito Prior . — 4 erh: — Warschau „eee 8 T. 90 Abe de 
Oberschles, A.. . 7,8 ½164½ a 163% be Bremen .......... . |8 T. 100 ½ G. 


* Breslau, 12. März. Wind: Oſt. Wetter: rauh. omete 
h Wärme. Der Waſſerſtand der Oder dürfte ar it 
achrichten aus Oberſchleſien wachſen. Der Geſchäftsverkehr zeigte am heu⸗ 
tigen Markte bei unveränderten Preiſe wenig Regſamkeit. 
Weizen ſchwach beachtet; pr. 8öpfd. weißer 66 — 77 Sgr., gelber 63 
Sgr. — Roggen preishaltend; pr. 8apfd. 49—52 Sgr., feinſter bis 
53 Sgr. bezahlt. — Gerſte behauptet; pr. 70pfd. weiße 40—42 Sgr., 
gelbe 37—39 Sgr. — Hafer ftilles Geihäft; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25— 
27 00 Ze en 7 e e 9 — age. ne eljaaten 
wenig beachtet. — aglein ragt. — Rapskuchen vernach⸗ 
läſſigt; 48 — 52 Sgr. pr. Cine. — Lu p nen 40—45 Sar. 1 
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